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0. Vorbemerkungen 

Mit der Vorlage des Arbeitsentwurfs einer „Mantelverordnung“, die in Bezug auf die Verwertung 
von mineralischen Materialien gleichzeitig wasserrechtliche, abfallrechtliche und bodenschutz-
rechtliche Regelungen anpasst oder neu schafft, kommt der Verordnungsgeber dem Wunsch 
der Fachverbände und der Wirtschaft nach, harmonisierte Regelungen insbesondere für diese 
Bereich zu schaffen.  
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Aus Bodenschutzsicht wird die gleichzeitige Regelung in den unterschiedlichen Verordnungen 
wegen der damit verbundenen Möglichkeit der Vereinheitlichung und Verbesserung des 
Vollzugs sowie der Schaffung von Rechtssicherheit für Erzeuger, Verwerter und Behörden 
grundsätzlich begrüßt. Gleichzeitig begrüßt der Bundesverband Boden (BVB), dass die schon 
länger aus fachlicher Sicht anstehende umfassende Novellierung der BBodSchV mit in den 
Arbeitsentwurf aufgenommen wurde. 

Dem BVB ist bewusst, dass die Verwertung der entsprechenden Materialien in einem 
Spannungsfeld unterschiedlicher rechtlicher Anforderungen steht. So sind einerseits (die nicht 
immer deckungsgleichen) Vorsorgegrundsätze des Boden- und Gewässerschutz und anderer-
seits der Vorrang der Verwertung des Kreislauf- und Abfallgesetzes zu berücksichtigen, wobei 
eine Ausgewogenheit zwischen diesen unterschiedlichen Umweltzielen erreicht werden muss.  

Eine Verwertung mineralischer Materialien muss aus Sicht des BVB nachhaltig sein. Dies 
bedeutet insbesondere, dass durch eine Verwertung heute nicht das Risiko von Schäden, 
Nachteilen oder erheblichen Beeinträchtigungen in der Zukunft hervorgerufen werden darf. 
Dabei ist es unbedingt notwendig, den Boden nicht als ein quasi statisches Gebilde, sondern in 
seinen vielfältigen Wechselwirkungen mit der Bio-, Litho- und Atmosphäre zu betrachten. 
Insbesondere sind hier auch die kontinuierlich, aber auch katastrophal ablaufenden Prozesse 
der Erosion und Sedimentation von Bedeutung, die auch Boden-„Schichten“ unterhalb der 
durchwurzelbaren Bodenschicht, aber auch in oder unterhalb „technischer Bauwerke“ betreffen 
(können). 

Aus Sicht des BVB sollten die entsprechenden Verordnungen allgemein beitragen zu einer   

• „schadlosen“ und „nachhaltigen“ Verwertung von Boden und Bodenmaterialien und damit 
Schonung von natürlichen Rohstoffen, 

• Unterstützung des Flächenrecyclings und damit Reduzierung der Inanspruchnahme 
natürlicher/naturnaher  Böden und damit Standorte,  

• Umsetzung des „Verschlechterungsverbots“ für die Ressource Boden, 

• Schonung natürlicher Ressourcen, insbesondere zur Schonung natürlicher, unbelasteter 
und nicht umgelagerter Böden und Standorte, 

• Nutzung von schwach belasteten / nur geringe Schadstoffmengen emittierenden Böden 
und Materialien vorrangig in siedlungs- und verkehrsnahen Bereichen (vorrangige 
Verwertung im Bereich erhöhter Hintergrundgehalte und/oder erhöhter Stoffeinträge), 

• Deponierung und damit „Beseitigung“ von Böden und Materialien, die erhebliche Mengen 
von Schadstoffen enthalten (Herausnahme aus dem Naturkreislauf), 

• Verringerung von Emissionen, die durch Transporte großer Massen anfallen, durch eine 
möglichst ortsnahe Verwertung. 

Die nachfolgende Stellungnahme des Bundesverbandes Boden erfolgt dabei jedoch 
vorrangig aus der Sicht des  vorsorgenden Bodenschutzes.  
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Der BVB hat gegenüber dem Bundesumweltministerium bereits  

• im August 2006 umfassend zu einer Novellierung der BBodSchV und 

• im Dezember 2007 zum Arbeitsentwurf vom 13.11.2007 der „Verordnung zur Regelung des 
Einbaus von mineralischen Ersatzbaustoffen in technischen Bauwerken und zur Änderung 
der Bundes-Bodenschutz-Verordnung“ 

Stellung genommen. Nachfolgend wird daher auch geprüft, inwieweit die gegebenen 
Anregungen und Anmerkungen der beiden Stellungnahmen in dem nunmehr vorliegenden 
Arbeitsentwurf Berücksichtigung gefunden haben und wo aus Sicht des BVB weiterhin noch 
Anpassungsbedarf besteht.  

Erneut1 soll darauf hingewiesen werden, dass nach Einschätzung des BVB die umfangreichen 
Vollzugserfahrungen auf der Ebene der Kommunen und Kreise nicht oder nicht ausreichend in 
den Entstehungsprozess der Verordnung eingebunden wurden, was grundsätzlich zu 
möglichen Problemen betreffend die Vollzugstauglichkeit und Vollziehbarkeit führt (Hinweis: 
Gerade auch im BVB sind viele VertreterInnen der Unteren Bodenschutzbehörden organisiert, 
so dass hier entsprechende Vollzugserfahrungen vorliegen). 

Bezüglich der Regelungen zum TOC in der ErsatzbaustoffV und den § 12, 12a, 12b der 
BBodSchV wird darauf hingewiesen, dass die in der Aktionsplattform Bodenschutz ABO 
zusammengeschlossenen Verbände (BVB, DBG, ITVA) im vergangenen halben Jahr 
gemeinsam intensiv über mögliche Regelungen für den TOC in Bodenmaterial beraten haben 
und daher parallel zu der hiermit vorgelegten Stellungnahme einen zwischen den Verbänden 
abgestimmten Regelungsvorschlag unterbreiten. Daher wird hier auf die entsprechenden 
Regelungen nicht eingegangen. 

1. Grundsätzliche Anmerkungen und Hinweise zum Arbe itsentwurf 
der Mantelverordnung 

Aus Sicht des BVB ist es erforderlich, den Begriff „Bodenmaterial“ in der ErsatzbaustoffV und in 
der BBodSchV einheitlich zu definieren und bei der entsprechenden Begriffsbestimmung den 
aktuellen bodenkundlichen Diskussionsstand zu berücksichtigen. Der BVB geht davon aus, 
dass der Verordnungsgeber in Bezug auf eine Verwertung mit „Bodenmaterial“ natürliches 
Bodenmaterial gemeint hat. Daher schlägt der BVB vor, in der ErsatzbaustoffV und in § 12, 
12a, 12b den Begriff „Bodenmaterial“ durch den Begriff „natürliches Bodenmaterial“ zu 
ersetzen. Natürliches Bodenmaterial sollte dann wie folgt definiert werden: „Im Zusammenhang 
mit Baumaßnahmen oder anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehobenes, abge-
schobenes oder behandeltes Material aus Böden im Sinne des § 2 Abs. 1 des Bundes-
Bodenschutzgesetztes und deren Ausgangssubstraten ohne Mutterboden, soweit die Böden 
und deren Ausgangsgesteine aus natürlich anstehendem und / oder anthropogen umge-
lagerten natürlichen Substraten bestehen (natürliches Locker- und Festgestein) und maximal 
10 Volumen-% technogener Substrate (wie z. B. Bauschutt, Schlacke, Asche, Ziegelbruch) 
enthalten“.  

                                            

1 Siehe z.B. BVB-Stellungnahme vom Dezember 2007. 
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Der BVB hält es weiterhin für erforderlich, dass der Einbau von (in der Originalsubstanz ggf. 
hoch) belasteten Materialien in technischen Bauwerken detailliert erfasst wird, der zuständigen 
(Bau-) Behörde mitgeteilt werden muss und damit in den Bauakten dokumentiert ist. Nur so 
kann die mögliche Entstehung schädlicher Bodenveränderungen bei Aufgabe der Nutzung und 
Rückbau überhaupt rechtzeitig von Seiten der Behörden erkannt und Maßnahmen zur 
Vermeidung dieser Missstände getroffen werden. Dem Argument erhöhter „Bürokratiekosten“ 
und erhöhten behördlichen Aufwands durch solche Regelungen tritt der BVB entschieden 
entgegen. Vielmehr werden solche Regelungen mittel- bis langfristig eher zu einer Kosten-
entlastung des Einzelnen und der Allgemeinheit führen, weil bei Kenntnis der Behörden von 
entsprechenden Sachverhalten sachgerecht und damit kosteneffizient reagiert werden kann. 

Gleiches gilt vom Grundsatz her für die Verwendung bzw. Verwertung von „Materialien“ 
entsprechend der Regelungen in § 12ff, BBodSchV. Es werden im vorliegenden Entwurf keine 
Regelungen dazu getroffen, wie die zuständige Behörde über solche Maßnahmen Kenntnis 
erhält, gleichzeitig soll sie jedoch Überwachungsfunktionen übernehmen. Der BVB hält es auch 
hier für erforderlich, dass die Behörde systematisch Kenntnis erlangt und die entsprechenden 
Informationen langfristig verfügbar gemacht bzw. gehalten werden können. Daher wird vom 
BVB als Mindestanforderung eine Anzeigepflicht und zumindest die rechtliche Möglichkeit des 
Führens eines entsprechenden Katasters gefordert. 

Für den Regelungsbereich des § 12a BBodSchV ist aus Sicht des BVB – wie in der 
Stellungnahme der Aktionsplattform Bodenschutz zur Ermittlung und Bewertung von TOC-
Gehalten im Bodenmaterial“ für den § 12b BBodSchV empfohlen – ebenfalls über eine 
Begrenzung des TOC nachzudenken, da natürlicherweise in der durchwurzelbaren 
Bodenschicht unterhalb des Oberbodens in der Regel der TOC gering ist und hier durch hohe 
TOC-Gehalte ebenfalls nachteilige Auswirkungen nicht auszuschließen sind. 

Für den Vollzug wird es darüber hinaus für erforderlich gehalten, die „Schnittstelle“ zwischen 
einer zulässigen Verwertung von Materialien (zumindest teilweise bedeutet dies von Abfällen) 
und einer notwendigen Beseitigung detaillierter auszugestalten, weil ansonsten eine Vielzahl 
von Rechtsstreitigkeiten vorprogrammiert ist. Hierzu gehört insbesondere eine Gegenüber-
stellung der in der ErsatzbaustoffV geregelten mineralischen Materialien mit den entsprechen-
den AVV-Nummern. Offen bleibt aus Sicht des BVB auch die Frage, wer letztendlich für die 
ordnungsgemäße Verwertung / Nutzung der Ersatzbaustoffe verantwortlich ist und wer 
dementsprechend für die Beseitigung ggf. entstandener Schäden heranzuziehen ist.  

In diesem Zusammenhang ist auch auf Widersprüche zwischen den „Materialwerten“ der 
ErsatzbaustoffV und den Regelungen in der DepV hinzuweisen. So sind zum Beispiel in den 
Anhängen 1.2 und 1.3 der E-ErsatzbausstoffV im Gegensatz zur Tabelle 2 Anhang 3 DepV-für 
Bodenmaterial die Parameter Sulfat und Chlorid nicht enthalten. Dies ist aus Sicht des BVB 
nicht sachgerecht, da z. B. gerade im Bereich des Straßenbaus häufig Bodenaushub mit 
erheblichen Chloridbelastungen durch Streusalzeintrag anfällt. Auch ist nicht nachvollziehbar, 
warum der Materialwert für Kohlenwasserstoffe für BM-1 den MKW Zuordnungswert für DK 0 
(Erd- und Bauschuttdeponie) der Tabelle 2 Anhang 3 der DepV überschreitet. Eine Begründ-
ung für diese abweichenden Regelungen sollte vorgelegt bzw. eine bessere Abstimmung 
zwischen den Regelungen in der ErsatzbaustoffV und der DepV vorgenommen werden.  
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Einen dringenden Konkretisierungsbedarf sieht der BVB bezüglich der in der ErsatzbaustoffV 
geregelten „Bauweisen“. Die vorliegende textliche Beschreibung ist aus sich heraus z.T. nicht 
verständlich, aber vor allem auch nicht konkret genug. Daher hält der BVB hier eine 
umfassende Konkretisierung z.B. in Form von Systemskizzen für erforderlich. Ein Verweis auf 
Normen (iwe den FGSV- oder DB-Merkblättern) hält der BVB für nicht ausreichend und auch 
fachlich für nicht vertretbar, weil diese weder als „allgemein anerkannte Regeln der Technik“ 
einzustufen sind noch zwingend den „Stand der Technik“ widerspiegeln. Kritisch ist auch 
anzumerken, dass diese Normen auch nicht in einem breit angelegten Konsensuierungs-
verfahren (mit entsprechenden Beteiligungsmöglichkeiten „aller“ Fachverbände usw.) zu 
Stande gekommen sind. Die Regelung, dass die FGSV eine „sachverständige Stelle“ 
entsprechend der ErsatzbaustoffV wird, würde aus Sicht des BVB voraussetzen, dass diese 
Institution breiter fachlich legitimiert würde und entsprechende Mitwirkungsmöglichkeiten 
eröffnet werden. 

Um eine Weiterentwicklung der möglichen „Bauweisen“ und die „Vergleichbarkeit“ neuer 
Bauweisen, die nicht in der Verordnung geregelt sind, zu ermöglichen, müssen darüber hinaus 
die Ableitungskriterien im Einzelnen offen gelegt werden. Dies könnte z.B. durch Veröffent-
lichung im Bundesanzeiger sichergestellt werden. 

Der BVB begrüßt grundsätzlich, dass in § 12b nunmehr zumindest bezogen auf die Regelung, 
dass die Schadstoffgehalte maximal das 2fache der Vorsorgewerte erreichen dürfen, auf die 
Konzeption des durch die UMK und WMK bestätigten Arbeitspapiers „Verfüllung von 
Abgrabungen“ sowie auf die in der „TR Boden neu“ formulierten Eckpunkte der LAGA 
zurückgegriffen wurde. Allerdings hält der BVB eine Beschränkung der Verfüllung auf 
natürliches Bodenmaterial (im Sinne der oben genannten Definition) für notwendig. Eine 
allgemeine Öffnung für eine Verfüllung mit „Materialien“ wird abgelehnt. Vielmehr sollte hier, 
falls darauf nicht verzichtet werden kann, eine klare Begrenzung auf eindeutig definierte 
Materialien unter konkret beschriebenen Randbedingungen erfolgen. 

In den im Neuentwurf des Anhangs 2 zur BBodSchV unter Punkt 1.4 aufgeführten Prüfwerten 
für den Wirkungspfad Boden-Mensch wird der Prüfwert für Benzo(a)pyren in allen vier 
Nutzungskategorien deutlich herabgesetzt (für Wohngebiete von 4 auf 1 mg/kg), ohne dass 
hierfür eine Begründung gegeben wird. Eine solche Herabsetzung hätte zur Folge, dass viele 
bisher als unbedenklich eingestufte Flächen mit einem erheblichen Aufwand (erneut) überprüft 
werden müssten. Darüber hinaus könnte dies dazu führen, dass Flächen, die aus dem Alt-
lastenverdacht entlassen wurden, nunmehr wieder als altlastenverdächtig einzustufen wären. 
Außerdem kann es im Einzelfall zur Notwendigkeit der Überprüfung von bereits sanierten 
Flächen kommen, soweit die angesetzten Sanierungszielwerte in Bezug zu den Prüfwerten als 
fachlich begründet abgeleitetem Beurteilungsmaßstab stehen. Da die PAK-Gehalte der Böden 
in Siedlungsgebieten generell deutlich erhöht sind, würde die Herabsetzung des Prüfwerts 
dazu führen, dass bundesweit eine erhebliche Zahl von Flächen wegen einer Überschreitung 
des Prüfwertes für Benzo(a)pyren (zumindest zunächst) neu als altlastverdächtig einzustufen 
wäre. 
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2. Spezielle Anmerkungen zum Arbeitsentwurf der Man telverordnung 

2.1 Ersatzbaustoffverordnung 

Bezug  Hinweise/Änderungsvorschläge  

§ 2 Begriffsbestimmungen 
Ziff. 2 Einsatzmöglichkeiten 

Zur Klarstellung der rechtlichen und bautechnischen  Anforderungen sind folgende Änderungen 
notwendig: 
 
Änderungsvorschlag:  …in technischen Bauwerken, die sich unter  Beachtung von § 3 Absatz (1) Satz 1, der 
Materialwerte nach den Anhängen 1.1 bis 1.4 und unter Berücksichtigung der hydrologischen, hydrogeologischen 
und bodenkundlichen Gegebenheiten am Standort der Baumaßnahme ergeben;  

§ 2 Begriffsbestimmung 
Ziff. 22 Bodenmaterial 

Siehe Anmerkungen unter „1. Allgemeines“ 

§ 3 Grundsätzliche Anforderungen  
Absatz (1) 

Aus Sicht des BVB darf, um eine Konsistenz mit den Regelungen im Bodenschutzrecht zu erreichen, bei 
der Verwertung mineralischer Materialien / Abfälle in technischen Bauwerken keine Besorgnis des 
Entstehens schädlicher Bodenveränderungen hervorger ufen werden.  
Im Verordnungsentwurf erfolgt eine Festlegung zulässiger Einbauweisen vor allem auf Grundlage von Eluat-
gehalten und unter Berücksichtigung günstiger bzw. ungünstiger Eigenschaften der Grundwasserdeckschichten. 
Bereits in unserer Stellungnahme vom Dezember 2007 hatten wir darauf hingewiesen, dass aus unserer Sicht im 
Hinblick auf Belange des Bodenschutzes noch geprüft werden muss, inwieweit durch die geplante Verwertung von 
Materialien mit höherer Schadstoffbelastung im Feststoff bei oberflächennahem Einbau ohne Abdeckung mit einer 
gebundenen Schicht (u.a. Verfüllung von Leitungsgräben oder Baugruben) die Möglichkeit eines Direktkontaktes 
und hiermit verbundener Besorgnisse hervorgerufen wird. Vor diesem Hintergrund erschien es uns zumindest 
notwendig, bei den entsprechenden Einbauweisen eine Obergrenze für die Schadstoffgehalte im Feststoff 
vorzusehen oder aber bestimmte Materialien mit erhöhten Schadstoffgehalten im Feststoff grundsätzlich nicht für 
einen oberflächennahen Einbau zu zu lassen.  
Diesem bodenschutzrechtlichen Gesichtspunkt wurde in dem nunmehr vorliegenden Arbeitsentwurf u.E. nicht 
Rechnung getragen. Außerdem erscheinen die Regelungen nicht konsistent mit den Vorsorgewerten der 
BBodSchV.  
So darf zum Beispiel Bodenmaterial 2 (BM-2) mit einem Bleigehalt von bis zu 260 mg/kg, einem Cadmiumgehalt 
von bis zu 3 mg/kg und einem Nickelgehalt von bis zu 140 mg/kg in der Originalsubstanz in der Einbauweise 16 
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„Deckschicht ohne Bindemittel“ an der Oberfläche eingebaut werden. Damit werden die Vorsorgewerte (sogar) für 
die Bodenart Ton um das 2,6-fache für Blei, das 2-fache für Cadmium und das 2-fache für Nickel überschritten. 
Der Blei- und Nickelwert überschreitet dabei sogar den Prüfwert der BBodSchV für Kinderspielflächen. Da eine 
Verwertung von Bodenmaterial bei der Einbauweise 16 im Wegebau im Bereich von Kinderspielflächen nicht 
ausgeschlossen ist, wären bodenschutzrechtliche Missstände bei Umsetzung dieser Regelungen nicht 
ausgeschlossen! 
Auch im Hinblick auf die Verwertung zum Beispiel von BM-3, Hausmüllverbrennungsasche, Gießerei-Kupolofen-
schlacke oder Kupferhüttenmaterial, bei denen die Zulässigkeit eines Einbaus allein auf Grundlage von Eluat-
werten beurteilt werden soll, sind aus Sicht des BVB bodenschutzrechtliche Missstände nicht auszuschließen.  
Dies gilt insbesondere auch für die Einbauweisen 25-26, bei denen ein Einbau zur „Hinterfüllung von Bauwerken 
im Böschungsbereich“2 oder in Dämmen im Böschungsbereich3 „unter kulturfähigem Boden“ vorgesehen ist, ohne 
dass nähere Erläuterungen zur Mächtigkeit und Beschaffenheit dieser Bodenabdeckung getroffen werden. Da hier 
der Einbau von ggf. in der Originalsubstanz hoch schadstoffbelasteter Materialien zugelassen werden soll, und die 
entsprechenden Bauwerke Teil sensibel genutzter Grundstücke sein bzw. an diese angrenzen können, sind aus 
Sicht des Bodenschutzes klare Regelungen zur Mächtigkeit und Beschaffenheit des „kulturfähigen Bodens“4, die 
dem Vorsorgegrundsatz Rechnung tragen, unverzichtbar. 
Der BVB sieht daher einen grundsätzlichen Überprüfu ngs- und Überarbeitungsbedarf des vorliegenden 
Arbeitsentwurfs im Hinblick auf die Zulässigkeit ei nes „offenen Einbaus“ von Materialien, die 
entsprechend hohe Schadstoffgehalte in der Original substanz aufweisen.  
 

                                            
2 „Hinterfüllung von Bauwerken im Böschungsbereich“ ist aus sprachlicher Sicht nicht eindeutig verständlich. Ist hiermit gemeint, dass eine solche Hinterfüllung nur bei Bauwerken zulässig ist, die im 
Böschungsbereich liegen?  
3 „Dämme im Böschungsbereich“ sollte zur (sprachlichen) Klarstellung ersetzt werden durch „Böschungsbereich von Dämmen“.  
4 Der „kulturfähige Boden“ soll ja offensichtlich bei den entsprechenden Einbauweisen als durchwurzelbare Bodenschicht dienen. Warum wird dann ein weder in der ErsatzbaustoffV noch in der 
BBodSchV definierter Begriff verwandt, statt einen Bezug zu den Regelungen in § 12a herzustellen? 
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Bezug Hinweise/Änderungsvorschläge 

§ 4 Spezielle Anforderungen  
Absatz 7 und 8 

Es ist aus Sicht des BVB erfreulich, dass im nunmehr vorliegenden Entwurf im § 4 Abs. 7 und 8 Ausnahmeregel-
ungen für die Verwertung von Materialien in Gebieten mit natur- oder siedlungsbedingt erhöhten Hintergrund-
werten im Grundwasser und im Boden getroffen werden. Hierdurch erscheint eine sachgerechte Verwertung und 
damit eine sachgerechter Umgang mit Bodenmaterial in Gebieten mit erhöhten Hintergrundwerten grundsätzlich 
möglich. 
In § 4 Abs. 7 soll geregelt werden, dass der Einbau von Materialien mit höheren Materialwerten nur zulässig ist, 
„soweit die einzubauenden mineralischen Ersatzbaustoffe und gegebenenfalls deren Ausgangsstoffe aus diesem 
Gebiet stammen.“ Offensichtlich intendiert der Verordnungsgeber, einen „Ersatzbaustoff-Tourismus“ zu vermeiden, 
was grundsätzlich nachvollziehbar ist.  
Allerdings erscheint dieser Regelungsvorschlag für die Praxis nicht vollziehbar und ist vor allem rechtlich nicht 
eindeutig. Ist zum Beispiel im Hinblick auf die Herkunft der Ersatzbaustoffe bzw. der  „Ausgangsstoffe“ bei 
Recyclingmaterial der Standort der (mobilen oder stationären) Anlage, der/die Standort/e des/der abgerissenen 
Bauwerks/Bauwerke gemeint oder sogar die Herkunft der ursprünglich verwendeten Baumaterialien? Dies würde 
bedeuten, dass die Recyclinganlage ggf. nach Gebieten getrennte RC-Materialien herstellt und gezielt ausliefert. 
Gleichzeitig erscheint eine „Rückverfolgung“ der RC-Materialien auf den ursprünglichen Herkunftsort (und damit 
ein praktischen Vollzug dieser Regelung) weder für die den Einbau überwachenden Personen noch später für die 
zuständige Behörde möglich. Gänzlich unklar bleibt auch, wie diese Regelung für Ersatzbaustoffe aus industriellen 
Prozessen handhabbar sein soll. Dürfte die Hausmüllverbrennungsasche nur der Müllverbrennungsanlage aus 
dem „Gebiet“ mit höheren Materialwerten eingebaut werden? Oder dies dann deswegen nicht, weil die 
„Ausgangsstoffe“ der HMVA eben nicht aus diesem Gebiet stammen?  
Änderungsvorschlag:  Um hier nicht eine Flut von Vollzugsproblemen zu schaffen und die zuständigen Behörden 
bezüglich ihrer Kontrollpflichten zu entlasten, schlägt der BVB vor, die entsprechenden Ausnahmeregelungen auf 
Bodenmaterial aus dem entsprechenden Gebiet zu beschränken. Dabei sollte noch diskutiert werden, ob hier 
ausschließlich „natürliches Bodenmaterial mit max. 10 % technogenen Substraten“ oder auch „Stadtböden“ mit 
entsprechendem höherem Anteil an technogenen Substraten, die häufig erhöhte Schadstoffgehalte aufweisen, 
zugelassen werden können. 
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Bezug Hinweise/Änderungsvorschläge 

Anhänge 1.2 und 1.3 zu § 4 Absatz 3:  

Anhang 1.2 (zu § 4 Absatz 3 Satz 1): 
Einzuhaltende Materialwerte für die 
Regeluntersuchung von Bodenmaterial 
 
Anhang 1.3 (zu § 4 Absatz 3 Satz 2): 
Einzuhaltende Materialwerte für 
spezifische Belastungsparameter von 
Bodenmaterial 

Siehe „1. Allgemeines“.   
Bei Bodenmaterial ist eine Harmonisierung des Parameterumfangs (warum fehlen Chlorid und Sulfat) und der 
Materialwerte (z.B. für Kohlenwasserstoffe) mit den Regelungen für die Deponieklasse 0 der DepV noch 
durchzuführen. 

Anhang 3 zu § 6 Tabelle 6 
Güteüberwachung und 
Dokumentationspflichten 

Die Spalte BM verpflichtet zu Analysen bei den Parametern Chlorid, Sulfat und DOC. Im Anhang 1 fehlen jedoch 
Materialwerte für diese Parameter. Hier sollte erläutert werden, warum Untersuchungen erfolgen sollen, die keine 
Entscheidungsrelevanz haben. 

Anhang 4  
Probenahme, Analytik und Bewertung 
der Messergebnisse 

Aus Sicht des BVB besteht noch Klärungsbedarf betre ffend der Aufbereitung und Untersuchung sehr 
grobkörniger Materialien einerseits und der Aufbere itung „schwer perkolierbarer Feststoff“ mittels 
Quarzsand.  Hier stellt sich insbesondere die Frage, ob diese Vorgehensweisen ausreichend standardisiert und 
durch entsprechend umfängliche Messprogramme ausreichend überprüft und validiert sind.  
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2.2 Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBo dSchV) 

Bezug Hinweise/Änderungsvorschläge 

§ 2, Satz 1, Nr. 0 
Bodenmaterial und sonstige Materialien 

Siehe „1. Allgemeines“. Erforderlich erscheint auch  die Definition des Begriffs „Materialien“. 

§ 3 (4), Satz 1  
Untersuchung 

Hier wird auf den gestrichenen § 4 (3) verwiesen. Vermutlich müsste auf den § 4 (2) verwiesen werden.  

§ 3 (5) Streichung Satz 2 
Untersuchung 

Nicht nachvollziehbar ist, warum die Regelung, dass von einer Detailuntersuchung abgesehen werden kann, wenn 
die von schädlichen Bodenveränderungen oder Altlasten ausgehenden Gefahren ... nach Feststellung der 
zuständigen Behörde mit einfachen Mitteln abgewehrt oder sonst beseitigt werden können, gestrichen werden soll. 
Für die Pfade Boden-Mensch (einfache Abdeckung mit 10-30 cm Bodenmaterial) und Boden-Nutzpflanze (z.B. pH-
Wert Erhöhung durch Kalkungsmaßnahmen zur Immobilisierung von Schwermetallen) sind dies einfache und 
kostengünstige Maßnahmen, die ggf. ohne aufwändige Detailuntersuchung umsetzbar sind.  
Der BVB fordert daher, keine Streichung der Regelun g vorzunehmen.  
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Allgemeines zu § 12, 12a und 12b  Generell erscheinen aus Sicht des BVB die Regelunge n in § 12, 12a und 12b nur praktikabel und vollzieh -
bar, wenn mindestens eine Anzeigepflicht bei der zu ständigen Behörde für das Auf- oder Einbringen von 
Materialien sowie die zwingende Vorlage der entspre chenden Nachweise (und nicht nur auf Verlangen der 
Behörde) vorgesehen werden.  Anderenfalls laufen eine Vielzahl der Regelungen ins Leere, da die Behörde ggf. 
nur „zufällig“ oder eben gar nicht von den entsprechenden Maßnahmen erfährt. Da die Regelungen das Auf- und 
Einbringen  
• auch von anderen Materialien als Bodenmaterial zulassen,  
• unter- bzw. außerhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht bis zum zweifachen der Vorsorgewerte möglich ist 

und  
• der Einbau auch in grundsätzlich erosionsanfälligen Bereichen wie zum Beispiel Abgrabungs- und 

Steinbruchverfüllungen erfolgen wird, 
erscheint es sachgerecht, wenn die Behörde die Einbauorte bzw. –flächen (zumindest) entsprechend § 12a und 
12b erfasst und hierüber ein Kataster führen kann, in dem die entsprechenden Informationen und Nachweise un-
begrenzt gespeichert werden. Mit der Novellierung des § 12 sollte daher hierfür eine Rechtsgrundlage geschaffen 
werden. Nur durch eine solche Katasterführung ist sichergestellt, dass bei späteren Eingriffen in den Boden mit 
den entsprechenden Materialien sachgerecht umgegangen werden kann und bodenschutz-rechtliche Missstände 
(wie die Freilegung durch Erosion oder Bodeneingriffe von Materialien mit Gehalten, die das bis zum zweifachen 
der Vorsorgewerte enthalten) verhindert werden können. Gleichzeitig dient eine solches Kataster auch zur 
Einsparung von erneuten Untersuchungen, wenn zu einem späteren Zeitpunkt bei Baumaßnahmen unbekannte 
Materialien angetroffen werden, über die weder Bauherr noch Behörde Kenntnis haben. 
Ohne eine solche Anzeigepflicht kann die zuständige Behörde nicht sicherstellen, dass z. B. Informationen aus 
dem Kataster über altlastverdächtige Flächen und Altlasten den Vorhabensträger erreichen und damit „Hinweise 
auf spezifische Belastungen des Bodenmaterials“ Berücksichtigung finden.  
Auch die Bußgeldvorschriften wären ohne Anzeigepflicht hinfällig, weil nicht (systematisch) kontrollierbar. Noch zu 
prüfen ist aus Sicht des BVB, ob, und wenn ja, in welcher Höhe, Bagatellgrenzen eingeführt werden können.  
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Bezug Hinweise/Änderungsvorschläge 

§ 12 Abs. 5 Der Absatz 5 Satz 1 sollte in eine Muss-Vorschrift abgeändert werden, um den in der Praxis regelhaften 
schädlichen Einwirkungen auf den Boden bei der Bodenumlagerung bzw. Bodenverwertung entgegenzuwirken. 
Kritisch ist anzumerken, dass der Begriff „stabiles Bodengefüge“ aus sich heraus fachlich nicht eindeutig und damit 
auch nicht vollziehbar ist. Weiterhin wird vorgeschlagen, einen neuen Satz 2 einzufügen. Der Absatz 5 sollte dann 
lauten:  
(5) Wer Material auf den Boden aufbringt oder in den Boden einbringt, muss  Verdichtungen, Vernässungen und 
sonstige nachteilige Bodenveränderungen durch geeignete technische Maßnahmen sowie durch Berücksichtigung 
der Menge und des Zeitpunktes des Aufbringens vermeiden. Sind trotz ergriffener Vermeidungsmaßnahmen 
Verdichtungen, Vernässungen und sonstige nachteilig e Bodenveränderungen entstanden, dann sind diese 
Beeinträchtigungen durch geeignete Meliorationsmaßn ahmen zu beseitigen. Wird Material mit einer 
Mächtigkeit von mehr als 20 Zentimetern aufgebracht, ist auf die Sicherung und den Aufbau eines stabilen 
Bodengefüges hinzuwirken. 

§ 12a Terrestrisches Baggergut Ist „terrestrisches Baggergut“ eindeutig definiert bzw. was ist hiermit im Detail gemeint? 

§ 12b (2) Mächtigkeit  Die Festlegung „3 m“ erscheint willkürlich. Eine Begründung wird nicht geliefert. Darüber hinaus besteht eine 
Kollision zum Bauordnungsrecht der einzelnen Bundesländer, z.B. Genehmigungsvorbehalt in Sachsen und 
Thüringen ab 2 m Höhe und 300 m² Fläche, Niedersachsen 3 m Höhe und 300 m² Fläche, Bayern 2 m Höhe und 
500 m² Fläche. Außerdem darf die BBodSchV nicht etwas regeln [§ 3 (1) Ziff. 9 BBodSchG], was in einem anderen 
Fachgesetz bereits geregelt ist (Höhe einer Aufschüttung). Darauf zu verweisen ist außerdem, dass hierzu in einer 
Reihe Bundesländer bereits Regelungen in den entsprechenden Landesbodenschutzgesetzen bestehen. 

§ 12b (3) In Satz 1 muss es lauten …“Einhaltung der Eluatwerte in Tab. 3.1.1 und der Tabelle 3.1.2 im Anhang 2 …“. 
Da in der Regelung auf die Tab. 3.1.1, Anhang 2 verwiesen wird, und dort der „Humusgehalt“ als Kriterium genannt 
wird, sollte klargestellt werden, wie (entsprechend der Verordnung) der TOC in den Humusgehalt umzurechnen ist 
(in der Fachliteratur üblich: Humus = TOC * 1,72 bzw. für Torf * 2,0). 
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Bezug Hinweise/Änderungsvorschläge 

Anhang 1, Pkt. 1.2  
Detailuntersuchung 

2006 wurde vom BVB angemerkt, dass oftmals nicht alle Möglichkeiten einer Detailuntersuchung (gem. § 3 
BBodSchG und Anhang 1, Pkt. 1.2) und damit einer konkreten Gefahrenermittlung abgeprüft werden, wodurch 
kostenträchtige Sanierungen zum Teil vermieden werden könnten. Dazu gab es folgende 
Formulierungsvorschläge:  

Formulierungsvorschlag für Anhang 1, Pkt 1.2 (Einsc hub nach dem 1. Satz) : 
"Expositionskriterien, wie Resorptionsverfügbarkeit oder tatsächliche Bodenaufnahmemenge aufgrund der 
jeweiligen Nutzung von Teilflächen (z.B. Rasen, Rabatte, Nutzgarten) sollen berücksichtigt werden." 
Mit Ausnahme des Hinweises auf die Resorptionsuntersuchungen wurden die Formulierungsvorschläge nicht 
übernommen bzw. der folgende Satz unter Pkt. 1.2 wurde gestrichen „Es soll auch festgestellt werden, ob sich aus 
räumlich begrenzten Anreicherungen von Schadstoffen innerhalb einer Verdachtsfläche oder altlastverdächtigen 
Fläche Gefahren ergeben und ob und wie eine Abgrenzung von nicht belasteten Flächen geboten ist“.  

Anhang 1, Pkt. 3.1.1 
Probenauswahl und –vorbehandlung 

Bereits 2006 hatte der BVB darauf hingewiesen, dass der Begriff „Aggregat“ im Anhang 1, Pkt. 3.1.1, 3. Absatz,  
2. Satz anders als in der Bodenkunde üblich verwendet wird, was zu Missverständnissen führen kann. Bei 
getrocknetem Boden stellen ggf. die „Verklumpungen“ Aggregate im bodenkundlichen Sinne dar, während die 
„Aggregate“ entsprechend der Formulierung in der vorliegenden BBodSchV eigentlich Bestandteile des Skeletts 
sind. 

Formulierungsvorschlag: 
„Verklumpungen sind zu zerkleinern, wobei aber geringstabile Bestandteile des Skeletts, d. h. geringstabiles 
Material > 2mm (z. B. Carbonat-, Eisen-Konkretionen, Bims), möglichst nicht zerbrochen werden sollte.“ 

Anhang 1, Pkt. 3.1.2 Es fehlt zusätzlich der Hinweis zur Bestimmung der Resorptionsverfügbarkeit. In Anhang 2 Nr. 2.2 wird auf die 
Analytik nach Anhang 1 verwiesen. Resorptionsverfügbarkeit: DIN 19738. 

Anhang 1, Tabelle 2  Zuordnung der DIN-Normen nicht ganz vollständig - Benennung DIN 19528 für organische Stoffe fehlt. 

 


